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Vierundzwanzigstes Gesetz
zur Änderung des Landesbeamtenrechts

(Vierundzwanzigstes
Landesbeamtenrechtsänderungsgesetz – 24. LBÄndG)

Vom 9. März 2004

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Änderung des Landesbeamtengesetzes

§ 6 Abs. 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in der Fassung vom
19. Mai 2003 (GVBl. S. 202), das durch Artikel III des Gesetzes
vom 2. Oktober 2003 (GVBl. S. 486) geändert worden ist, wird auf-
gehoben.

Artikel II

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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*Gesetz über Seilbahnen*
(Landesseilbahngesetz – LSeilbG)

Vom 9. März 2004

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

1. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Seilbahnen, die dem Personenverkehr
dienen.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für
1. Aufzüge im Sinne der Betriebssicherheitsverordnung vom

27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), geändert durch Artikel
306 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2304),

2. seilbetriebene Straßenbahnen herkömmlicher Bauart,
3. zu landwirtschaftlichen Zwecken genutzte Anlagen,
4. Seilbahnen als feststehende und verfahrbare Jahrmarktgeräte

sowie Anlagen in Vergnügungsparks, die zur Freizeitgestaltung
und nicht als Personenverkehrsmittel dienen,

5. bergbauliche Anlagen sowie zu industriellen Zwecken genutzte
Anlagen,

6. seilbetriebene Fähren,
7. Zahnradbahnen,
8. durch Ketten gezogene Anlagen.

§ 2
Begriffe

(1) Seilbahnen sind Anlagen für den Personenverkehr aus mehre-
ren Bauteilen, die geplant, gebaut, montiert und in Betrieb genom-
men werden, um Personen zu befördern. Bei den betreffenden An-
lagen handelt es sich um
1. Standseilbahnen und andere Anlagen, deren Fahrzeuge von Rä-

dern oder anderen Einrichtungen getragen und durch ein oder
mehrere Seile bewegt werden,

2. Seilschwebebahnen, deren Fahrzeuge von einem oder mehreren
Seilen getragen oder bewegt werden; dazu gehören auch Kabi-
nenbahnen und Sesselbahnen,

3. Schlepplifte (Schleppaufzüge), bei denen mit geeigneten Gerä-
ten ausgerüstete Benutzer durch ein Seil fortbewegt werden.

(2) Die Betriebssicherheit einer Seilbahn ist gegeben, wenn die
Anlage einschließlich ihrer Infrastruktur, die Teilsysteme sowie die
Sicherheitsbauteile so geplant, gebaut und betrieben werden, dass
die in Anhang II der EG-Seilbahnrichtlinie genannten grundlegen-
den Anforderungen erfüllt sind.

(3) Anlage ist das an seinem Bestimmungsort errichtete, aus der
Infrastruktur und den in Anhang I der EG-Seilbahnrichtlinie aufge-
zählten Teilsystemen bestehende Gesamtsystem. Die Infrastruktur,
die speziell für jede Anlage geplant und jeweils vor Ort errichtet
wird, besteht aus der Linienführung, den Systemdaten sowie den für
die Errichtung und Funktion der Anlage erforderlichen Stations- und
Streckenbauwerken einschließlich der Fundamente.

(4) Sicherheitsbauteil ist ein Grundbestandteil, eine Gruppe von
Bestandteilen, eine Untergruppe oder eine vollständige Baugruppe
sowie jede Einrichtung, die zur Gewährleistung der Sicherheit Teil
der Anlage und in der Sicherheitsanalyse ausgewiesen ist und deren

Ausfall oder Fehlfunktion die Sicherheit oder Gesundheit von Perso-
nen, seien es Fahrgäste, Betriebspersonal oder Dritte, gefährdet.

(5) Bauherr ist jede natürliche oder juristische Person, die den
Auftrag für die Errichtung der Anlage erteilt.

(6) Betriebstechnische Erfordernisse sind die Gesamtheit der tech-
nischen Vorkehrungen und Maßnahmen, die Auswirkungen auf Pla-
nung und Ausführung haben und für einen sicheren Betrieb erforder-
lich sind.

(7) Wartungstechnische Erfordernisse sind die Gesamtheit der
technischen Vorkehrungen und Maßnahmen, die Auswirkungen auf
Planung und Ausführung haben und für die Instandhaltung zur Ge-
währleistung eines sicheren Betriebs erforderlich sind.

(8) Benannte Stellen sind Stellen, die mit dem Verfahren zur Be-
wertung der Konformität der Sicherheitsbauteile und Teilsysteme
beauftragt sind.

(9) Europäische Spezifikation ist eine gemeinsame technische
Spezifikation, eine europäische technische Zulassung oder eine ein-
zelstaatliche Norm, durch die eine europäische Norm umgesetzt
wird.

(10) Konformitätsbewertungsverfahren bezeichnet die Überprü-
fung der Übereinstimmung der Sicherheitsbauteile und Teilsysteme
mit den in Anhang II der EG-Seilbahnrichtlinie festgelegten grund-
legenden Anforderungen.

§ 3

Inverkehrbringen von Sicherheitsbauteilen

(1) Sicherheitsbauteile dürfen nur in Verkehr gebracht werden,
wenn sie dazu beitragen, dass die Anlage, in die sie eingebaut wer-
den, die grundlegenden Anforderungen des Anhangs II der EG-Seil-
bahnrichtlinie erfüllen.

(2) Vor dem Inverkehrbringen eines Sicherheitsbauteils muss der
Hersteller oder sein in der Europäischen Gemeinschaft ansässiger
Bevollmächtigter (nachfolgend: Bevollmächtigter)

1. das Sicherheitsbauteil einem Konformitätsbewertungsverfahren
nach Anhang V der EG-Seilbahnrichtlinie unterziehen und

2. die CE-Konformitätskennzeichnung auf dem Sicherheitsbauteil
deutlich sichtbar oder, falls dies nicht möglich ist, auf einem mit
dem Bauteil fest verbundenen Etikett anbringen und eine EG-
Konformitätserklärung gemäß Anhang IV der EG-Seilbahn-
richtlinie ausstellen.

(3) Die CE-Konformitätskennzeichnung besteht aus den Buchsta-
ben „CE“; Anhang IX der EG-Seilbahnrichtlinie enthält das zu ver-
wendende Modell. Es ist verboten, auf Sicherheitsbauteilen Kenn-
zeichnungen anzubringen, durch die Dritte hinsichtlich der Bedeu-
tung des Schriftbildes der CE-Konformitätskennzeichnung irrege-
führt werden könnten. Andere Kennzeichnungen dürfen angebracht
werden, sofern sie die Sichtbarkeit und Lesbarkeit der CE-Konfor-
mitätskennzeichnung nicht beeinträchtigen.

(4) Das Konformitätsbewertungsverfahren für ein Sicherheitsbau-
teil wird auf Antrag des Herstellers oder seines Bevollmächtigten
durch eine von ihm ausgewählte benannte Stelle durchgeführt.

(5) Fallen Sicherheitsbauteile auch unter andere Richtlinien, die
andere Gesichtspunkte betreffen und in denen die CE-Konformitäts-
kennzeichnung vorgesehen ist, so besagt die CE-Kennzeichnung,
dass auch von der Konformität der Sicherheitsbauteile mit den An-
forderungen dieser anderen Richtlinien auszugehen ist.

(6) Ist weder der Hersteller noch sein Bevollmächtigter den in Ab-
satz 2 festgelegten Verpflichtungen nachgekommen, so obliegen die-
se Verpflichtungen derjenigen Person, die das Sicherheitsbauteil in
der Gemeinschaft in Verkehr bringt. Die gleichen Verpflichtungen

* Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/9/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 20. März 2000 über Seilbahnen für den Personenverkehr
(ABl. EG Nr. L 106 S. 21) – nachfolgend: EG-Seilbahnrichtlinie –.
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gelten für denjenigen, der Sicherheitsbauteile für den eigenen Ge-
brauch herstellt.

§ 4
Inverkehrbringen von Teilsystemen

(1) Teilsysteme nach Anhang I der EG-Seilbahnrichtlinie dürfen
nur in Verkehr gebracht werden, wenn sie dazu beitragen, dass An-
lagen, in die sie eingebaut werden, die grundlegenden Anforderun-
gen des Anhangs II der EG-Seilbahnrichtlinie erfüllen.

(2) Das Konformitätsbewertungsverfahren der Teilsysteme gemäß
Anhang VII der EG-Seilbahnrichtlinie wird im Auftrag des Herstel-
lers oder seines Bevollmächtigten oder, sofern ein solcher nicht vor-
handen ist, von der natürlichen oder juristischen Person, die das Teil-
system in den Verkehr bringt, durch eine von den genannten Perso-
nen ausgewählte benannte Stelle durchgeführt. Die EG-Konformi-
tätserklärung gemäß Anhang VI der EG-Seilbahnrichtlinie wird vom
Hersteller oder seinem Bevollmächtigten oder der in Satz 1 genann-
ten Person auf der Grundlage des Konformitätsbewertungsverfah-
rens ausgestellt.

(3) Die benannte Stelle stellt die EG-Prüfbescheinigung aus und
stellt technische Unterlagen zusammen, die der EG-Prüfbescheini-
gung beigefügt werden. Die technischen Unterlagen müssen alle
notwendigen Dokumente über die Merkmale des Teilsystems sowie
gegebenenfalls sämtliche Dokumente enthalten, mit denen die Kon-
formität von Sicherheitsbauteilen nachgewiesen wird. Ferner müs-
sen sie alle Unterlagen enthalten, in denen Betriebsbedingungen und
-beschränkungen festgelegt sind und Hinweise im Hinblick auf die
Instandhaltung gegeben werden.

§ 5
Innovative Bauteile

Weist ein Sicherheitsbauteil oder ein Teilsystem nach Anhang I
der EG-Seilbahnrichtlinie innovative Planungs- oder Baumerkmale
auf, so trifft die Aufsichtsbehörde alle geeigneten Maßnahmen. Sie
kann den Bau oder die Inbetriebnahme einer Anlage, bei der ein
solches innovatives Sicherheitsbauteil oder Teilsystem verwendet
werden soll, besonderen Bedingungen unterwerfen. Die Aufsichts-
behörde informiert die jeweils zuständigen Behörden des Bundes
und der Länder über die besonderen Bedingungen und gibt die Grün-
de für die getroffenen Maßnahmen an.

§ 6
Schutzmaßnahmen für Sicherheitsbauteile und Teilsysteme

(1) Stellt die Aufsichtsbehörde fest, dass ein Sicherheitsbauteil,
das mit der CE-Konformitätskennzeichnung versehen ist und be-
stimmungsgemäß in den Verkehr gebracht und verwendet wird, oder
ein Teilsystem, das mit der EG-Konformitätserklärung versehen ist
und bestimmungsgemäß verwendet wird, die Sicherheit und Ge-
sundheit von Personen oder die Sicherheit von Gütern gefährden
kann, so trifft sie alle erforderlichen Maßnahmen, um den Anwen-
dungsbereich dieses Sicherheitsbauteils oder dieses Teilsystems ein-
zuschränken oder seine Verwendung zu untersagen. Die Aufsichts-
behörde begründet ihre Entscheidung und gibt die Gründe für die
Nichtkonformität an. Sie unterrichtet die jeweils zuständigen Behör-
den des Bundes und der Länder über die getroffenen Maßnahmen.

(2) Erweist sich ein mit der CE-Konformitätskennzeichnung ver-
sehenes Sicherheitsbauteil als nicht konform, so trifft die Aufsichts-
behörde die geeigneten Maßnahmen gegenüber demjenigen, der die
CE-Konformitätskennzeichnung auf dem Sicherheitsbauteil ange-
bracht und die EG-Konformitätserklärung ausgestellt hat. Sie infor-
miert hierüber die jeweils zuständigen Behörden des Bundes und der
Länder.

(3) Erweist sich ein mit der EG-Konformitätserklärung versehe-
nes Teilsystem als nicht konform, so trifft die Aufsichtsbehörde die
geeigneten Maßnahmen gegenüber demjenigen, der die Erklärung
ausgestellt hat. Sie unterrichtet hierüber die jeweils zuständigen Be-
hörden des Bundes und der Länder.

(4) Wurde die CE-Konformitätskennzeichnung am Sicherheits-
bauteil unberechtigterweise angebracht, so ist der Hersteller oder
dessen Bevollmächtigter verpflichtet, dieses Sicherheitsbauteil wie-
der in Einklang mit den Bestimmungen für die CE-Konformitäts-

kennzeichnung zu bringen. Besteht der Verstoß fort, hat die Auf-
sichtsbehörde alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um das Inver-
kehrbringen des betreffenden Sicherheitsbauteils einzuschränken
oder zu untersagen oder um zu gewährleisten, dass es vom Markt zu-
rückgezogen wird. Sie unterrichtet hierüber die jeweils zuständigen
Behörden des Bundes und der Länder.

§ 7

Benannte Stellen

(1) Benannte Stelle ist jede von der Genehmigungsbehörde für ei-
nen bestimmten Aufgabenbereich anerkannte und der jeweils zu-
ständigen Behörde des Bundes bekannt gemachte Stelle. Die Stelle
ist anzuerkennen, wenn in einem Akkreditierungsverfahren festge-
stellt wurde, dass die Kriterien des Anhangs VIII der EG-Seilbahn-
richtlinie erfüllt werden.

(2) Die Anerkennung kann unter Auflagen erteilt werden und ist
zu befristen. Erteilung, Rücknahme, Widerruf und Erlöschen sind
den jeweils zuständigen Behörden des Bundes und der Länder anzu-
zeigen.

(3) Die Genehmigungsbehörde ist für die Anerkennung der Stel-
len zuständig, deren Sitz im Zuständigkeitsbereich der Genehmi-
gungsbehörde liegt. Die Genehmigungsbehörde kann die Durchfüh-
rung des Akkreditierungsverfahrens auf andere Stellen übertragen.

§ 8

Allgemeine Anforderungen und Pflichten

(1) Seilbahnen im Sinne des § 1 sind so zu errichten, zu erweitern,
zu ändern, zu unterhalten und zu betreiben, dass die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit, nicht
bedroht werden und dass sie ihrem Zweck entsprechend ohne Miss-
stände benutzbar sind.

(2) Für jede geplante Anlage ist im Auftrag des Bauherrn oder sei-
nes Bevollmächtigten eine Sicherheitsanalyse gemäß Anhang III der
EG-Seilbahnrichtlinie durchzuführen, bei der alle sicherheitsrele-
vanten Aspekte des Systems und seiner Umgebung im Rahmen der
Planung, der Ausführung und der Inbetriebnahme berücksichtigt und
an Hand der bisherigen Erfahrungen alle Risiken ermittelt werden,
die während des Betriebs auftreten können. Auf Grund der Sicher-
heitsanalyse wird ein Sicherheitsbericht erstellt, in dem die geplan-
ten Maßnahmen zur Behebung etwaiger Risiken angeführt werden
müssen; der Bericht muss die Liste der Sicherheitsbauteile und der
Teilsysteme enthalten.

(3) Die allgemein anerkannten Regeln der Technik sind zu beach-
ten. Zu diesen gehören auch allgemein anerkannte Regeln, die beim
Bau und bei der Unterhaltung von Bahnen im Sinne des § 1 dem
Schutz der Umwelt dienen. Von anerkannten Regeln der Technik
kann abgewichen werden, wenn mindestens die gleiche Sicherheit
wie bei Beachtung dieser Regeln nachgewiesen ist.

(4) Als allgemein anerkannte Regeln der Technik gelten auch die
von der für Verkehr zuständigen Senatsverwaltung durch öffentliche
Bekanntmachung eingeführten technischen Bestimmungen. Bei der
Bekanntmachung kann die Wiedergabe des Inhalts der Bestimmun-
gen durch einen Hinweis auf eine allgemein zugängliche Fundstelle
ersetzt werden.

2. Abschnitt
Seilbahnen

§ 9

Genehmigung

(1) Zum Bau und Betrieb sowie für wesentliche Erweiterungen
und Änderungen von Seilbahnen ist eine Genehmigung erforderlich.
Diese wird erteilt, wenn

1. die Betriebssicherheit angenommen werden kann,

2. keine Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass
der Antragsteller unzuverlässig ist,

3. die Leistungsfähigkeit des Unternehmens gewährleistet ist,

4. das Vorhaben öffentlichen Interessen nicht zuwiderläuft und
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5. dem Vorhaben keine sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten entgegenstehen.

(2) Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen
und befristet werden.

(3) Die Genehmigung kann mit Zustimmung der Genehmigungs-
behörde übertragen werden. Die Zustimmung wird erteilt, wenn die
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 vorliegen.

§ 10

Widerruf der Genehmigung

Die Genehmigungsbehörde kann die Genehmigung ganz oder teil-
weise widerrufen, wenn

1. der Unternehmer nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung
der Genehmigung die Planfeststellung beantragt oder der Plan-
feststellungsbeschluss aufgehoben ist oder außer Kraft tritt,

2. die betriebsfertige Herstellung oder die Eröffnung nicht fristge-
mäß erfolgt,

3. der Unternehmer gegen gesetzliche Pflichten verstößt und inner-
halb einer ihm gesetzten Frist keine Abhilfe schafft,

4. die Einstellung des Bahnbetriebs nach § 19 Abs. 2 Satz 2 ange-
ordnet worden ist oder

5. die Leistungsfähigkeit des Unternehmens nicht mehr gewähr-
leistet ist.

§ 11

Planfeststellung

(1) Neue Seilbahnen dürfen nur gebaut und bestehende nur geän-
dert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist (Planfeststellung).
Anlagen und ihre Infrastruktur, Teilsysteme sowie Sicherheitsbau-
teile müssen den in Anhang II der EG-Seilbahnrichtlinie genannten
grundlegenden Anforderungen entsprechen. In die Planfeststellung
können auch die für den Betrieb der Seilbahn erforderlichen Neben-
und Hilfseinrichtungen wie Wasser- und Stromversorgungsanlagen,
Zufahrten, Seilbahnstationen, Werkstätten und ähnliche technische
Einrichtungen aufgenommen werden. Die Pläne zur technischen
Einrichtung sind von der Aufsichtsbehörde zu prüfen. Bei der Plan-
feststellung ist die Umweltverträglichkeit zu prüfen.

(2) Anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine Plan-
genehmigung erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigt wer-
den oder die Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres
Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich einverstanden
erklärt haben,

2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich
berührt wird, das Benehmen hergestellt worden ist und

3. nach einer allgemeinen Vorprüfung im Sinne des § 3c Abs. 1
Satz 1 in Verbindung mit Anlage 2 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. September 2001 (BGBl. I S. 2350), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2002 (BGBl. I
S. 1914) geändert worden ist, keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen zu besorgen sind.

Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkung der Planfeststellung;
auf ihre Erteilung finden die Vorschriften über das Planfeststellungs-
verfahren keine Anwendung.

(3) Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen bei Änderun-
gen oder Erweiterungen von unwesentlicher Bedeutung. Fälle von
unwesentlicher Bedeutung liegen insbesondere vor, wenn

1. andere öffentliche Belange nicht berührt sind und

2. Rechte anderer nicht beeinflusst oder mit den vom Plan Betrof-
fenen entsprechende Vereinbarungen getroffen werden und

3. nach einer allgemeinen Vorprüfung im Sinne des § 3c Abs. 1
Satz 1 in Verbindung mit der Anlage 2 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen zu besorgen sind.

Die Entscheidung hierüber trifft die Planfeststellungsbehörde.

§ 12
Enteignung

Zum Bau von Seilbahnen und für Änderungen bestehender
Anlagen, an deren Betrieb ein erhebliches öffentliches Interesse be-
steht, kann nach den Vorschriften des Berliner Enteignungsgesetzes
vom 14. Juli 1964 (GVBl. S. 737), geändert durch Gesetz vom
30. November 1984 (GVBl. S. 1664), enteignet werden.

§ 13

Betriebsleiter

(1) Der Unternehmer hat vor der Betriebsaufnahme einen Be-
triebsleiter schriftlich unter Angabe seines Verantwortungsbereiches
zu bestellen, der unbeschadet der Verantwortung des Unternehmers
für die sichere und ordnungsgemäße Betriebsführung und für die
Einhaltung der den Betrieb betreffenden gesetzlichen Bestimmun-
gen und Anordnungen verantwortlich ist (technischer Betriebs-
leiter).

(2) Für den Betriebsleiter ist mindestens ein Stellvertreter zu be-
stellen. Stellvertretende Betriebsleiter sind schriftlich und in einer
für die planmäßige und sichere Führung des Betriebs erforderlichen
Anzahl zu bestellen.

(3) Werden mehrere Stellvertreter bestellt, sind deren Verantwor-
tungsbereiche gegeneinander abzugrenzen.

(4) Das Unternehmen darf als Betriebsleiter und stellvertretende
Betriebsleiter nur Personen bestellen, die fachlich und persönlich
geeignet und zuverlässig sind. Betriebsleiter und stellvertretende
Betriebsleiter für Seilschwebe- und Standseilbahnen müssen eine
erfolgreich abgeschlossene Fachausbildung zum Seilbahnfachmann
oder eine damit vergleichbare Ausbildung haben.

(5) Die Bestellung zum Betriebsleiter und Stellvertreter bedarf der
Bestätigung durch die Aufsichtsbehörde. Die Bestätigung ist zu ver-
sagen, wenn Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen,
dass die vorgesehene Person unzuverlässig ist, oder wenn deren
fachliche Eignung nicht nachgewiesen ist.

(6) Die Änderung der Stellung im Betrieb und das Ausscheiden
der genannten Personen sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich an-
zuzeigen.

(7) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen von den
Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 bei Vorliegen einfacher
Betriebsverhältnisse einer Seilbahn zulassen.

§ 14
Eröffnung des Betriebs

(1) Die Genehmigungsbehörde kann für die betriebsfertige Her-
stellung der Seilbahn und die Eröffnung des Betriebs eine Frist
setzen.

(2) Die Eröffnung des Betriebs bedarf der Erlaubnis durch die
Aufsichtsbehörde. Die Erlaubnis wird erteilt, wenn
1. durch eine Abnahme festgestellt ist, dass die Sicherheit der An-

lage gewährleistet ist,
2. die Nebenbestimmungen der Genehmigung und des Planfest-

stellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung erfüllt sind,
3. mindestens ein Betriebsleiter und die für eine sichere und ord-

nungsgemäße Betriebsführung erforderliche Anzahl von Stell-
vertretern bestellt und bestätigt sind und

4. der Unternehmer ausreichend versichert ist.

(3) Die Sicherheitsanalyse, die EG-Konformitätserklärungen und
die zugehörigen technischen Unterlagen der Sicherheitsbauteile und
Teilsysteme nach Anhang I der EG-Seilbahnrichtlinie sind durch den
Bauherrn oder seinem Bevollmächtigten der Aufsichtsbehörde vor-
zulegen sowie in Kopie bei der Anlage aufzubewahren. Diese Unter-
lagen sind von der Aufsichtsbehörde und vom Betreiber der Seil-
bahn für die Dauer des Betriebs der Anlage aufzubewahren.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann eine vorläufige Erlaubnis für
höchstens drei Jahre erteilen, wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 2 Satz 2 mit Ausnahme der Nummer 2 erfüllt sind.

(5) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen wer-
den.
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(6) Für wesentliche Erweiterungen und Änderungen der Anlagen
der Seilbahnen gelten die Absätze 2 und 5 entsprechend.

§ 15

Versicherungspflicht

Der Unternehmer einer Seilbahn, die nicht von einem Land der
Bundesrepublik Deutschland betrieben wird, ist verpflichtet, zur De-
ckung der ihm obliegenden Haftung für Personen-, Sach- und sons-
tige Vermögensschäden eine ausreichende Haftpflichtversicherung
mit einem Versicherer abzuschließen und aufrecht zu erhalten. Die
Vorschrift des § 3 des Pflichtversicherungsgesetzes gilt entspre-
chend. Die zur Erfüllung der Versicherungspflicht abgeschlossenen
Vereinbarungen müssen die Verpflichtung des Versicherers enthal-
ten, der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen, wenn das Versi-
cherungsverhältnis gekündigt oder aus sonstigen Gründen beendet
oder geändert wird. Der Versicherungsvertrag ist der Aufsichtsbe-
hörde vorzulegen.

§ 16

Untersuchungspflicht, Auskunft und Nachschau

(1) Seilbahnen sind jährlich von der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde oder einem von ihr beauftragten Sachverständigen auf ihre
Sicherheit zu überprüfen.

 (2) Die Aufsichtsbehörde beziehungsweise der Sachverständige
erstellt einen Bericht über die durchgeführte Prüfung, der dem Seil-
bahnunternehmer von der Aufsichtsbehörde übergeben wird. Die im
Bericht aufgeführten Maßnahmen hat der Unternehmer umzusetzen
und den Vollzug der Aufsichtsbehörde zu melden.

(3) Der Seilbahnunternehmer hat der Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich alle Vorkommnisse mitzuteilen, die für die Sicherheit der An-
lage oder die Leistungsfähigkeit des Unternehmens von Bedeutung
sein können. Er hat der Aufsichtsbehörde jährlich einen Geschäfts-
bericht und eine Übersicht über die Zahl der beförderten Personen
vorzulegen.

(4) Der Seilbahnunternehmer hat der Aufsichtbehörde unverzüg-
lich zu melden:

1. Unfälle, bei denen ein Mensch getötet oder schwer verletzt wor-
den ist oder Betriebsanlagen oder Fahrzeuge erheblich beschä-
digt worden sind,

2. Betriebsvorkommnisse, die öffentliches Aufsehen erregen.

Er hat ferner der Aufsichtsbehörde alle Betriebsunterbrechungen
mitzuteilen.

(5) Der Seilbahnunternehmer ist verpflichtet, den zuständigen Be-
hörden auf Verlangen die zur Durchführung der Aufgaben dieser Be-
hörden erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die dafür notwendigen
Unterlagen vollständig und fristgemäß vorzulegen und zum Zweck
der Überprüfung der Einhaltung von Pflichten des Unternehmers
nach der Genehmigung innerhalb der üblichen Geschäftszeit Besich-
tigungen der Betriebsgrundstücke und Anlagen, einschließlich der
Fahrzeuge und Geschäftsräume, sowie Einsichtnahmen in die ge-
schäftlichen Unterlagen zu dulden. Das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 28
Abs. 2 der Verfassung von Berlin) wird insoweit eingeschränkt. Die
Auskünfte im Sinne von Satz 1 sind wahrheitsgemäß, vollständig,
fristgemäß und, soweit nichts anderes bestimmt ist, unentgeltlich zu
geben.

(6) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehöri-
gen der strafrechtlichen Verfolgung oder einer Ordnungswidrigkeit
aussetzen würde.

§ 17

Instandhaltung, Wartung, Betriebskontrolle

(1) Der Unternehmer hat durch Instandhaltungs- und Wartungs-
maßnahmen sowie Inspektionen dafür zu sorgen, dass die Anlage
während der gesamten Betriebsdauer den Anforderungen des An-
hangs II der EG-Seilbahnrichtlinie entspricht.

(2) Für die Instandhaltungs- und Wartungsmaßnahmen, die Ins-
pektionen und Betriebskontrollen sowie für den Brandschutz und die
Alarmierung hat der Unternehmer einen Plan nach dem Stand der
Technik aufzustellen, regelmäßig auf den neuesten Stand zu bringen
und im Betrieb verfügbar zu halten. Über die Maßnahmen und Kon-
trollen sind Nachweise zu führen.

(3) Der Unternehmer hat Sachverständige, sachverständige Stel-
len oder seilbahntechnische Fachfirmen hinzu zu ziehen, wenn die
eigenen Möglichkeiten im Betrieb nicht ausreichen.

§ 18

Dokumentation

(1) Die Sicherheitsanalyse, der Sicherheitsbericht und die techni-
schen Unterlagen, die alle Dokumente über Merkmale der Anlage
sowie sämtliche Schriftstücke enthalten müssen, mit denen die Kon-
formität der Sicherheitsbauteile und Teilsysteme nach Anhang I der
EG-Seilbahnrichtlinie nachgewiesen werden, müssen dem Bauherrn
vorliegen. Ferner müssen alle Unterlagen vorliegen, in denen die
notwendigen Betriebsbedingungen und Betriebsbeschränkungen
festgelegt und die vollständigen Angaben im Hinblick auf die In-
standhaltung, Überwachung, Einstellung und Wartung enthalten
sind.

(2) Die in Absatz 1 genannten Unterlagen sind vom Bauherrn dem
Betreiber der Anlage zu übergeben. Wechselt während der Dauer des
Betriebs das betriebsführende Unternehmen, hat der bisherige Be-
treiber die Unterlagen an den neuen Betreiber zu übergeben.

3. Abschnitt
Sonstige Bestimmungen

§ 19

Aufsicht

(1) Die Aufsichtsbehörde hat darüber zu wachen, dass die Vor-
schriften dieses Gesetzes eingehalten und auferlegte Verpflichtun-
gen erfüllt werden. Sie hat von dem Einzelnen und dem Gemeinwe-
sen Gefahren abzuwenden, die vom Betrieb von Bahnen im Sinne
des § 1 ausgehen und durch die die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung gefährdet wird, und vom Betrieb dieser Bahnen ausgehende
Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu beseitigen,
soweit es im öffentlichen Interesse geboten ist. Die Aufgaben ande-
rer Behörden zur Ermittlung und Abwehr von Gefahren bleiben un-
berührt.

(2) Die Aufsichtsbehörde trifft nach pflichtgemäßem Ermessen
die erforderlichen Anordnungen zur Gewährleistung der Sicherheit
und Leistungsfähigkeit des Betriebs oder zum Schutz der Allge-
meinheit oder der Nachbarschaft vor Gefahren, erheblichen Nachtei-
len oder Belästigungen. Ist die Betriebssicherheit der Anlage nicht
gewährleistet, kann sie die vorübergehende oder dauernde Einstel-
lung des Seilbahnbetriebs anordnen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann die Vorlage von Gutachten verlan-
gen. Gutachten sind von Stellen oder Sachverständigen zu erstellen,
die zugelassen oder von der Genehmigungsbehörde oder Aufsichts-
behörde anerkannt sind.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann bei Seilbahnen, deren Infrastruk-
tur, Sicherheitsbauteile oder Teilsysteme nicht mehr den grundlegen-
den Anforderungen des Anhangs II der EG-Seilbahnrichtlinie ent-
sprechen, eine Sicherheitsanalyse nach Anhang III der EG-Seilbahn-
richtlinie verlangen.

§ 20

Zuständige Behörde

(1) Genehmigungs-, Aufsichts-, Anhörungs- und Planfeststel-
lungsbehörde ist die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung. Die
Einhaltung von Arbeitsschutzvorschriften wird von den nach diesen
Vorschriften zuständigen Behörden überwacht.

(2) Bedarf eine Anlage neben einer Genehmigung nach diesem
Gesetz einer baurechtlichen Genehmigung oder Zustimmung, so
entscheidet die nach Absatz 1 zuständige Behörde im Benehmen mit
der für Bauen zuständigen Behörde.
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§ 21

Rechtsverordnungen

Die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, für
die diesem Gesetz unterliegenden Seilbahnen Rechtsverordnungen
zu erlassen, die

1. die Anforderungen an den Betrieb der Seilbahnen nach den Er-
fordernissen der Sicherheit und des Umweltschutzes, nach den
neuesten Erkenntnissen der Technik und nach den internationa-
len Abmachungen einheitlich regeln,

2. die Voraussetzungen regeln, unter denen einer Bahn eine Geneh-
migung erteilt oder diese widerrufen wird; dasselbe gilt für den
Nachweis der Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 einschließlich der
Verfahren der Zulassung und Feststellung der Zuverlässigkeit
des Antragstellers als Unternehmer oder der für die Führung der
Geschäfte bestellten Personen; in der Rechtsverordnung können
Regelungen über eine Prüfung der Fachkunde des Antragstellers
als Unternehmer oder der für die Führung der Geschäfte bestell-
ten Personen einschließlich der Regelungen über Ablauf und In-
halt der Prüfungen, die Leistungsbewertung und die Zusammen-
setzung des Prüfungsausschusses getroffen werden,

3. die Zulassung oder Anerkennung von Sachverständigen, techni-
schen Überwachungsorganisationen, benannten Stellen, deren
Befugnisse sowie deren Überwachung betreffen,

4. einheitliche Vorschriften für die Beförderung der Personen auf
den Bahnen entsprechend den Bedürfnissen von Verkehr und
Wirtschaft und in Übereinstimmung mit den Vorschriften des
Handelsrechts enthalten,

5. die notwendigen Vorschriften zum Schutz der Anlagen und des
Betriebs der Bahnen gegen Störungen und Schäden sowie für
das Unfallmeldewesen enthalten,

6. dem Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes dienen; dabei können
Emissionsgrenzwerte unter Berücksichtigung der technischen
Entwicklung auch für einen Zeitpunkt nach Inkrafttreten der
Rechtsverordnung festgestellt werden,

7. das Inverkehrbringen von Sicherheitsbauteilen und Teilsyste-
men gemäß den §§ 3 und 4 regeln,

8. die Durchführung von Schutzmaßnahmen gemäß § 6 betreffen
und

9. die Durchsetzung der ordnungsgemäßen CE-Konformitätskenn-
zeichnung festlegen.

§ 22

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. ohne die nach § 9 erforderliche Genehmigung eine Seilbahn
baut oder eine wesentliche Erweiterung oder Änderung des
Bahnbetriebs vornimmt oder gegen eine vollziehbare Neben-
bestimmung verstößt,

2. ohne die nach § 11 erforderliche Planfeststellung oder Plan-
genehmigung eine Seilbahn baut oder ändert,

3. entgegen § 13 keinen Betriebsleiter und nicht mindestens einen
Stellvertreter bestellt, die zuverlässig und fachlich geeignet sind,

4. ohne die nach § 14 Abs. 2 Satz 1 erforderliche Erlaubnis den
Betrieb einer Seilbahn eröffnet oder gegen eine vollziehbare
Nebenbestimmung verstößt,

5. entgegen § 16 Abs. 3 bis 5 der zuständigen Behörde nicht alle
Vorkommnisse, die für die Betriebssicherheit oder Leistungs-
fähigkeit von Bedeutung sein können, oder nicht alle Betriebs-
unterbrechungen und Unfälle im Sinne von § 16 Abs. 4 mitteilt
oder eine Auskunft nicht, nicht fristgemäß, nicht wahrheits-
gemäß oder nicht vollständig erteilt, Unterlagen nicht, nicht
fristgemäß oder nicht vollständig vorlegt oder eine Besichtigung
nicht duldet oder die im Prüfbericht nach § 16 Abs. 2 aufgeführ-
ten Maßnahmen nicht, nicht fristgemäß oder nicht vollständig
umsetzt,

6. einer auf Grund § 19 Abs. 2 ergangenen vollziehbaren Anord-
nung zuwiderhandelt,

7. einer nach § 21 erlassenen Rechtsverordnung, soweit diese für
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist, zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
25 000 Euro geahndet werden.

4. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 23

Übergangsbestimmung

Für Seilbahnen, deren Bau oder Änderung bereits vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes genehmigt, mit deren Bau oder deren Änderung
jedoch noch nicht begonnen worden ist oder die bereits im Bau oder
Umbau sind, gelten die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes geltenden Vorschriften, sofern die Inbetriebnahme der
Anlage bis spätestens 2. Mai 2004 erfolgt. Nach diesem Zeitpunkt
kann die Genehmigungsbehörde der Eröffnung des Betriebs einer
Anlage im Sinne des Satzes 1 in begründeten Einzelfällen nur dann
zustimmen, wenn ein gleich hohes Schutzniveau erreicht wird.

§ 24

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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